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Text und Begründung

Am 16. Mai 2004 wird auf eidgenössischer Ebene über das Steuerpaket abgestimmt, nach-
dem erstmals in der Geschichte des Schweizerischen Bundesstaates das Kantonsreferen-
dum dagegen ergriffen wurde. Das Steuerpaket brächte der öffentlichen Hand einen Ein-
nahmenausfall von rund 4 Milliarden. Der Winterthurer Stadtrat bezifferte den Einnahmen-
ausfall auf rund 10 bis 12 Millionen Franken für die Stadt Winterthur , (Medienmitteilung vom
28. Januar 2004). In diesem Zusammenhang stellen sich folgende
Fragen:
\.

1. Mit welchen Massnahmen kann der Stadtrat einnahmenseitig die Rechnung in der
Grössenordnung von 10 bis 12 Millionen Franken verbessern (Steuererhöhungen, Ge-
bührenerhöhungen, weitere Einnahmenmöglichkeiten)? In welcher Relation stehen die
10 bis 12 Millionen Franken zu den Steuereinnahmen resp. zu den Gebühreneinnah-
men insgesamt? Sieht der Stadtrat eine Notwendigkeit, im Falle einer Annahme des
Steuerpakets den Steuerfuss über das kantonale Maximum anzuheben?

2. In welchen Bereichen hat der Stadtrat auf der Ausgabenseite einen Spielraum, um
Kürzungen im Allgemeinen und in der Grössenordnung von rund 10 bis 12 Millionen im
Speziellen vorzunehmen? Welche Leistungen muss die Stadt aufgrund übergeordne-
ten Gesetzen etc. erbringen, bei welchen Leistungen hat sie einen effektiven Hand-
lungsspielraum, da es sich um "freiwillig" erbrachte Leistungen handelt (diese in etwa
beziffern)?

3. Der Kanton Bern hat zum Beispiel eine Verzichtsplanung bereits erstellt, für den Fall
dass das Steuerpaket angenommen wird. Hat der Stadtrat derartige Überlegungen
auch schon angestellt? Bestehen Szenarien und Varianten über mögliche Konsequen-
zen für die Stadt Winterthur aus einer allfälligen Annahme zum Steuerpaket und der
damit verbundenen Rechnungsverschlechterung im Umfang von 10 bis 12 Millionen
Franken?


